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Allgemeine Chronik

Öffentliche Finanzen

Direkte Steuern

Im Juni 2022 legte der Bundesrat die Botschaft zur Erhöhung der Abzüge für
Versicherungsprämien und Zinsen von Sparkapitalien im DBG in Erfüllung der Motion
Grin (svp, VD; Mo. 17.3171) vor. Die Krankenkassenabzüge im DBG seien bisher nur
entsprechend der Teuerung, nicht aber entsprechend des Prämienanstiegs erhöht
worden, hatte der Motionär argumentiert. Nun solle aber der «Belastung durch die
Prämien für die Krankenversicherung stärker Rechnung getragen werden» und folglich
der maximale Abzug für Alleinstehende von CHF 1'700 auf CHF 3'000, für Ehepaare von
CHF 3'500 auf CHF 6'000 und pro Kind von CHF 700 auf CHF 1'200 erhöht werden.
Diese Regelung hätte im Jahr 2022 zu Steuerausfällen von CHF 400 Mio. – grösstenteils
beim Bund, CHF 85 Mio. davon bei den Kantonen – geführt. 
Zuvor hatte der Bundesrat eine Vernehmlassung durchgeführt und dabei neben den
Forderungen der Motion Grin auch zusätzliche Änderungen des DBG vorgeschlagen,
etwa die Streichung möglicher Abzüge für Prämien für die überobligatorische
Krankenpflegeversicherung und für die Lebensversicherungen sowie für Zinsen auf
Sparkapitalien oder die Streichung des anderthalbfachen Abzugs für Personen ohne
Beiträge an die 1., 2. oder 3. Säule. Während die Kantone beide Alternativen
mehrheitlich guthiessen, stiessen sie bei den Parteien mehrheitlich auf Widerstand –
der Bundesrat entschied sich in der Folge, sie nicht in den Entwurf aufzunehmen.
Insgesamt sprachen sich 13 Kantone (AG, BL, GL, GR, LU, NW, OW, SG, SO, SZ, VS, ZG,
ZH) für die Vorlage aus, während ihr die Kantone Jura und Neuenburg, die SVP, die
FDP.Liberalen und die Mitte-Partei mit Vorbehalt zustimmten. Ablehnend äusserten
sich die übrigen Kantone, die SP, die Grünen und die GLP, sowie Economiesuisse, die
Gewerkschaften SGB und Travailsuisse zur Vorlage. Sie erachteten die Massnahme als
«reine Symptombekämpfung». 1

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 22.06.2022
ANJA HEIDELBERGER

In der Wintersession 2022 stand im Ständerat eine Erhöhung der Abzüge für
Krankenversicherungsprämien und Zinsen von Sparkapitalien im DBG zur Debatte. Die
Kommissionsmehrheit beantragte mit 6 zu 5 Stimmen bei 1 Enthaltung, nicht auf den
auf eine Motion Grin (svp, VD; Mo. 17.3171) zurückgehenden Entwurf einzutreten. Als
Grund gab sie an, dass die sich «verschlechternde[...] Situation des
Bundesfinanzhaushalts» zusätzliche Senkungen der Steuereinnahmen in der Höhe von
jährlich CHF 315 Mio. beim Bund und CHF 85 Mio. bei den Kantonen nicht zulasse, wie
Kommissionssprecher Hegglin (mitte, ZG) erläuterte. Dies hatte zuvor auch die FK-SR in
einem Mitbericht befunden. Zwar sei man sich der grossen Belastung durch die
Krankenkassenprämien bewusst, das Problem müsse aber durch gesundheitspolitische
Beschlüsse gelöst werden, nicht durch Steuerabzüge. Minderheitensprecher Germann
(svp, SH) wollte mit dem Antrag auf Eintreten «einen Teil der Glaubwürdigkeit [des]
Vorgehens im Rat» retten, nachdem man die Motion Grin zuvor überwiesen hatte. Mit
Nichteintreten breche man ein Versprechen, kritisierte er. Trotz stark gestiegener
Prämien seien die Krankenkassenabzüge bisher aufgrund der kalten Progression nur
leicht angepasst worden. Die in der Vernehmlassung geäusserten Vorbehalte gegen die
Vorlage könnten nach Eintreten angegangen werden, zum Beispiel könne man den
Abzug gegenüber dem bundesrätlichen Vorschlag reduzieren. Verschiedene
Sprechende hielten in der Folge dagegen und verwiesen auch auf den
Nichteintretensentscheid des Ständerates auf den Gegenvorschlag zur Prämien-
Entlastungs-Initiative, weshalb es nur konsequent sei, nun auch auf diesen Entwurf
nicht einzutreten. Mit 32 zu 11 Stimmen sprach sich der Ständerat in der Folge gegen
Eintreten aus.

Im März 2023 entschied sich der Ständerat überdies stillschweigend auf Antrag seiner
Kommission, die dem Gesetzesentwurf zugrunde liegende Motion Grin abzuschreiben. 2

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 08.12.2022
ANJA HEIDELBERGER

1) BBl 2022 1722; Ergebnisbericht zur Vernehmlassung vom 27.4.22; Erläuternder Bericht zur Vernehmlassung vom 11.6.21
2) AB SR, 2022, S. 1211 ff.; AB SR, 2023, S. 273
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